
 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses 

zu dem Dringlichen Entschließungsantrag  

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

betreffend Hessen setzt Handlungsempfehlungen des  

NSU-Bundestagsuntersuchungsausschusses zügig um -  

Gesetzentwürfe über das Landesamt für Verfassungsschutz  

und zur parlamentarischen Kontrolle des Verfassungsschutzes  

ebnen Weg für Neuausrichtung des Verfassungsschutzes und  

verbesserte parlamentarische Kontrolle 

Drucksache 19/3403 
 
 
 
A. Der Innenausschuss empfiehlt dem Plenum, den Dringlichen Entschließungsantrag 

mit folgendem Stimmenverhältnis zu den einzelnen Nrn. des Antrags anzunehmen: 
 
 Nr. 1: CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP gegen DIE LINKE, 
 
 Nr. 2: CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE, FDP, Enth. SPD, 
 
 Nrn. 3 - 6: CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen SPD, FDP, DIE LINKE. 
 
B. Bericht 
 
 1. Der Dringliche Entschließungsantrag war dem Innenausschuss in der 73. Plenar-

sitzung am 18. Mai 2016 überwiesen worden. 
 
 2. Der Innenausschuss hat den Dringlichen Entschließungsantrag in seiner Sitzung 

am 9. Juni 2016 beraten und die unter A wiedergegebene Beschlussempfehlung an 
das Plenum ausgesprochen. 

 
 
Wiesbaden, 9. Juni 2016 
 
Berichterstatter: Ausschussvorsitzender: 
Jürgen Frömmrich Horst Klee 
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